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VORGABEN FÜR DIE EINREICHUNG VON 
ZAHLUNGSANTRÄGEN 

im Rahmen des Österreichischen Programms für ländliche Entwicklung 2014 - 2020 
 

1. ALLGEMEINE INFORMATION ZUM ZAHLUNGSANTRAG 

 

Die Auszahlung bzw. Teilauszahlung des genehmigten Förderbetrags ist unter Verwendung 

der bei der Bewilligenden Stelle aufgelegten Zahlungsantragsformulare gemäß Punkt 1.9.9.1 

der Sonderrichtlinie LE-Projektförderung bis zum Ende der Programmperiode zu beantragen. 

Werden von der Bewilligenden Stelle im Genehmigungsschreiben Fristen für die Beantragung 

der Zahlungsanträge vorgegeben, sind diese einzuhalten.  

Ein Zahlungsantrag umfasst das vollständig ausgefüllte und unterschriebene 

Zahlungsantragsformular inkl. folgender Beilagen: 

 Rechnungen, 

 Zahlungsnachweise, 

 

Vorsteuerabzugsberechtigung: 

Bei vorsteuerabzugsberechtigten Förderungswerbern werden nur die Netto-Kosten (exkl. 

USt.) gefördert.  

Hinweis:  

Auch pauschalierte Landwirte sind vorsteuerabzugsberechtigt (ja ankreuzen) und daher 

werden auch in diesen Fällen ausschließlich die Netto-Kosten (exkl. USt.) gefördert. 

Bei nicht vorsteuerabzugsberechtigen Förderungswerbern können die Brutto-Kosten (inkl. 

USt.) gefördert werden. In diesen Fällen kann sich der Förderungswerber die Umsatzsteuer 

nicht über den Vorsteuerausgleich zurückholen und daher hat er diese Kosten endgültig zu 

tragen. Als nicht vorsteuerabzugsberechtigte Förderungswerber gelten grundsätzlich 

gemeinnützige, nicht gewinnorientierte Vereine sowie Gebietskörperschaften bzw. 

Körperschaften öffentlichen Rechts, sofern die geförderte Tätigkeit nicht durch einen Betrieb 

gewerblicher Art erfolgt.  

 

Rechnungen 

Dem Zahlungsantrag sind die Rechnungen beizulegen. 

 

 

 

! 



 

2 
 

Rechnungsempfänger 

Der Rechnungsempfänger muss mit dem Förderungswerber oder mit den am land- und 

forstwirtschaftlichen Betrieb lebenden Familienangehörigen übereinstimmen.  

Tritt der Förderungswerber in Form einer eingetragenen Personengesellschaft oder einer 

Personenvereinigung ohne eigene Rechtspersönlichkeit auf, können die jeweiligen 

„Gesellschafter“ der eingetragenen Personengesellschaft bzw. die Mitglieder der 

Personenvereinigung als Rechnungsempfänger akzeptiert werden. 

Bei juristischen Personen (GmbH, Vereine, Genossenschaften etc.) haben die Rechnungen 

auf diese selbst zu lauten.  

 

Eine Rechnung über anrechenbare Kosten muss alle Angaben entsprechend des § 11 

des Umsatzsteuergesetzes enthalten 

 Name/Adresse des Rechnungsausstellers  

 Menge und handelsübliche Bezeichnung der gelieferten Ware oder Art und Umfang 

der sonstigen Leistung. Bei Pauschalrechnungen oder Rechnungen über 

Pauschalbeträge ist ein Leistungsverzeichnis beizulegen, um die förderungsfähigen 

Kosten für die Berechnung identifizieren zu können. 

 Name/Adresse des Rechnungsempfängers   

 Tag bzw. Zeitraum der Lieferung oder sonstigen Leistung  

 Rechnungsdatum  

 Entgelt  

 Rechnungsnummer  

 Mehrwertsteuersatz und Betrag  

 UID–Nummer  

 Kassabons sind mit dem Namen und der Adresse des Käufers zu versehen.  

 

 

Zahlungsnachweise 

 

Barzahlungen 

Bis zu einem maximalen Rechnungsbetrag von € 5.000,- netto kann eine Barzahlung 

anerkannt werden. Für den Nachweis des Zahlungsvollzuges müssen folgende Punkte auf der 

Rechnung enthalten sein: 

Datum, Unterschrift und Bestätigung vom Zahlungsempfänger, dass er den Betrag erhalten 

hat. Bei Firmen ist ein Firmenstempel anzubringen. Bei Barverkäufen (Kassenbons) wird der 

Vermerk „Bar bezahlt“ bereits angedruckt. Eine zusätzliche Bestätigung ist nicht erforderlich.  

 

Eine Bankomatzahlung gilt als Barzahlung und kann ebenfalls bis zu einem maximalen 

Rechnungsbetrag von € 5.000,-- netto anerkannt werden (Ausnahme: 

Einzugsermächtigungen bei Benützung von Bankomatkarten siehe nachfolgendes Beispiel).  
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Übersteigt der Rechnungsbetrag € 5.000 netto, muss eine unbare Zahlung (Überweisung) 

nachgewiesen werden.  

 

Überweisungen (unbare Zahlungen) 

Einzugsermächtigungen bei Benützung von Bankomatkarten sind KEINE Barzahlungen, 

sondern wie eine Überweisung zu behandeln. Beispiel: „Ich ermächtige hiermit das 

“zutreffendes Kreditinstitut“ den angegebenen Betrag von meinem genannten Konto durch 

Lastschrift einzuziehen. Für den Fall der Nichteinlösung der Lastschrift oder des Widerspruchs 

gegen die Lastschrift weise ich meine Bank unwiderruflich an, „Kreditinstitut“ oder Dritten auf 

Anforderung meinen Namen, Adresse und Geburtsdatum vollständig mitzuteilen.“ 

 

Bei Überweisungen durch ein Bankinstitut müssen die Einzahlungsbelege über die 

Zahlungsdurchführung von der Bank bestätigt (saldiert) sein. Die Bankstempel mit dem 

Vermerk: „Gilt nicht als Durchführungsbestätigung“, „Eingelangt bzw. Eingegangen“ oder „Zur 

Durchführung übernommen“ können nicht anerkannt werden.  

 

Eine Einzahlung von Rechnungen bei Selbstbedienungsautomaten gilt nicht als saldiert. In 

diesem Fall ist der Förderungsabwicklungsstelle ein Kontoauszug oder eine Bankbestätigung 

über die Zahlungsdurchführung vorzulegen.  

 

Bei Internetbanking ist über den Zahlungsvollzug eine Umsatzliste (elektronischer 

Kontoauszug) oder Bankbestätigung/Kontoauszug über die Durchführung vorzulegen. Der 

Ausdruck der Auftragsbestätigung wird nicht anerkannt.  

 

Sämtliche Zahlungsnachweise werden auch in Kopie anerkannt. 


